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Im gerichtlichen Verfahren festgestellte tatbezogene ent­
wicklungsbedingte Besonderheiten (§ 65 Abs. 3 StGB), die es 
dem Jugendlichen erheblich erschwerten, sich geäellschaftsge- 
mäß zu verhalten, können im Rahmen der Verurteilung auf 
Bewährung besonders bei der Festlegung der Dauer der Be- 
währun'gszeit und der Höhe der anzudrohenden Freiheits­
strafe berücksichtigt werden. Sie weisen mitunter auf einen 
geringen Grad der Schuld hin, dem auch das Maß der Strafe 
zu entsprechen hat.13 14 Eine die Tatschwere übersteigende 
Dauer der Bewährungszeit oder Höhe der angedrohten Frei­
heitsstrafe, weil ungünstige Persönlichkeitsumstände zu über­
winden oder bestimmte Verpflichtungen (z. B. Schulabschluß) 
zu realisieren sind, ist nicht gerechtfertigt.

Abgrenzung zwischen Bewährungsverurteilung 
und Freiheitsstrafe

Für die Anwendung der zeitigen Freiheitsstrafe gelten auch 
bei Jugendlichen die Grundsätze des § 39 StGB. Allerdings 
bietet § 71 StGB die Möglichkeit, bei Vergehen Jugendlicher 
Strafen ohne Freiheitsentzug auch dann auszusprechen, wenn 
sie im verletzten Gesetz nicht angedroht sind. Diese zusätzli­
che Differenzierungsmöglichkeit ist u. a. in den Fällen an­
wendbar, in denen bedeutsame Entwicklungsetappen des Ju­
gendlichen (z. B. Schul- und Lehrausbildung) im Zusammen­
hang mit positivem Verhalten vor und nach der Tat gebüh­
rend zu berücksichtigen sind, die verletzte Strafrechtsnorm 
jedoch keinen Raum für. eine Strafe ohne Freiheitsentzug 
läßt und die Voraussetzungen für eine außergewöhnliche 
Strafmilderung gemäß § 62 Abs. 2 nicht vorliegen.

Die Beachtung des § 71 StGB ist somit ein Aspekt der In­
dividualisierung der Strafe, der Verwirklichung sozialistischer 
Gerechtigkeit bei der Strafzumessung. Es werden dabei die 
Fähigkeit und Bereitschaft des jugendlichen Täters zu künf­
tig verantwortungsbewußtem Verhalten und die Erziehungs­
voraussetzungen in seiner sozialen Umwelt berücksichtigt und 
damit dem Prozeß des Hineinwachsens des Jugendlichen in 
seine gesellschaftliche Verantwortung in spezifischer Weise 
Rechnung getragen.1*

Von besonderem Interesse sind auch die Fälle, in denen 
von der konkreten Tatschwere des Vergehens her Verurtei­
lung auf Bewährung oder Freiheitsstrafe möglich wäre. Bei 
der Abgrenzung der beiden Strafarten kommt den über die 
Tatschwere hinausgehenden Persönlichkeitsumständen ent­
scheidende Bedeutung zu. Sie sind in richtiger Relation zur 
Tatschwere zu bewerten. Dabei gilt der Grundsatz, daß Dis­
ziplinlosigkeiten in der Entwicklung des Jugendlichen, die 
besonders in seinem Verhalten vor der Tat zum Ausdruck 
kommen können, im Verhältnis zur Tatschwere nicht überbe­
wertet, werden dürfen.15 16 Sie sind oftmals Ausdruck verschie­
denartiger Widersprüche im Erziehungsprozeß bzw. in be­
stimmten Abschnitten der Persönlichkeitsentwicklung des 
Jugendlichen.15 Deshalb kann aus Disziplinlosigkeiten allein 
nicht von vornherein auf mangelnde Fähigkeit und Bereit­
schaft des Jugendlichen, sich künftig gesellsehaftsgemäß zu 
verhalten, geschlossen werden. Die Gerichte haben dement­
sprechend. gerade hierbei der Feststellung entwicklungsbe­
dingter Besonderheiten Jugendlicher gemäß § 65 Abs. 3 StGB 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen.17 18 Sie könften vor al­
lem im Motiv und in der Begehungsweise der Tat (größten­
teils verbunden mit ungünstigen Lebens- und Erziehungsver­
hältnissen) zum Ausdruck kommen und ausschlaggebend für 
den Ausspruch der Verurteilung auf Bewährung sein.13 Die 
Forderung, insbesondere für die Verfahren gegen Jugendliche 
noch stärker alle Möglichkeiten der gesellschaftlichen Ein­
wirkung zu nutzen, beinhaltet, an die Erziehungsvorausset­
zungen in der sozialen Umwelt des Täters anzuknüpfen, die 
ebenfalls von ausschlaggebender Bedeutung für den Aus­
spruch der Verurteilung auf Bewährung sein können. Das 
bezieht sich sowohl auf Bürgschaften und ein günstiges Schul-, 
Lehrlings- oder Arbeitskollektiv als auch auf die erzieherische 
Einflußnahme in der Familie und auf bereits eingeleitete 
Maßnahmen durch die Organe der Jugendhilfe.

Eine unlängst abgeschlossene Untersuchung der Strafzu­
messung bei von Jugendlichen begangenen Eigentumsverge­
hen und unbefugter Benutzung von Fahrzeugen ergab, daß
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vereinzelt noch nicht so herangegangen und manchmal nur 
die Einwirkung mittels Strafe gesehen wird.19 Gerade bei die­
sen Delikten aber, die über die Hälfte aller Straftaten Jugend­
licher ausmachen, bedarf es — soweit das die Tatschwere nicht 
von vornherein erfordert — in der Regel nicht des Ausspruchs 
der Freiheitsstrafe. Für diese Straftaten Jugendlicher ist eine 
hartnäckig ablehnende Haltung zu den Regeln des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens — vor allem, wenn es sich um 
Ersttäter handelt — nickt typisch. Das Oberste Gericht hat da­
her wiederholt darauf orientiert, die Strafzumessungskrite­
rien des § 61 Abs. 2 StGB zusammenhängend, d. h. in ihrer 
Einheit zu beachten.20 Das ist Voraussetzung für die richtige 
Einschätzung, ob das Vergehen des Jugendlichen Ausdruck 
der in § 30 Abs. 1 StGB beschriebenen Merkmale oder aber 
schwerwiegender Mißachtung der gesellschaftlichen Disziplin 
gemäß § 39 Abs. 2 StGB ist. Hiervon hängt die Abgrenzung 
zwischen Verurteilung auf Bewährung und Freiheitsstrafe 
maßgeblich mit ab.

Zusammenfassend ist hervorzuheben, daß bei der Strafzumes­
sung gegenüber Jugendlichen der Verwirklichung der sozia­
listischen Gerechtigkeit besondere Bedeutung zukommt. In­
dem die Gerichte die nicht in die Tat bzw. Tatschwere einge­
gangenen Persönlichkeitsumstände beachten, ihnen in Ver­
bindung mit der vollen Nutzung der Vorzüge der sozialisti­
schen Gesellschaft Rechnung tragen, verwirklichen sie den 
Verfassungsgrundsatz der Gleichheit der Bürger vor dem Ge­
setz (Art. 20) 21 Auch die differenzierte Reaktion auf Strafta­
ten Jugendlicher ist bei der Vertiefung des Vertrauensverhält­
nisses der Bürger zur Politik unseres Staates von großem 
Gewicht.
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